
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
XII ZB 127/91

in der Familiensache

Erich B Straße <

Antragsteller und 
Beschwerdeführer,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prinz W  von
CflB B V , R f lB H B s tra ß e  
M f l H i l  -

gegen

Maria B

Antragsgegnerin und 
Beschwerdegegnerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwältin 
M ü i B l B  Straße

Südliche
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Blumenrohr, Dr. Zysk und Dr. Knauber

am 30. Oktober 1991

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß des 
2. Zivilsenats - Familiensenat - des Oberlandes­
gerichts München vom 25. Juli 1991 wird auf Ko­
sten des Antragstellers zurückgewiesen.

Beschwerdewert: bis 600 DM.

Gründe:

I.

Zwischen den Parteien schwebt ein Ehescheidungsverfah­
ren. Die Antragsgegnerin verlangt Zugewinnausgleich. Nach­
dem der Antragsteller dazu bereits Auskünfte erteilt hatte, 
hat das Amtsgericht - Familiengericht - ihm auf weiter ge­
stellte Anträge durch Teilurteil aufgegeben, (1.) die Wert­
ermittlung seines Hausgrundstücks durch Sachverständigen­
gutachten .zu dulden, (2.) konkrete Angaben über den Verwen­
dungszweck von ihm aufgenommener Kredite zu machen und (3.) 
vollständig und umfassend darüber Auskunft zu erteilen, 
welche unentgeltlichen Zuwendungen er seit August 1982 ge­
macht habe.
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Dagegen hat der Antragsteller Berufung eingelegt. Das 
Oberlandesgericht hat mit Beschluß vom 5. April 1991 den 
Streitwert für das Berufungsverfahren auf 500 DM festge­
setzt (zu 1: 100 DM; zu 2; 200 DM; zu 3: 200 DM) und die 
Berufung als unzulässig verworfen, weil die Berufungssumme 
des § 511a ZPO nicht erreicht werde.

Auf die sofortige Beschwerde hat der Senat jenen Be­
schluß aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zu- 
rückverwiesen, weil es vor Ablauf einer den Parteien ge­
setzten Äußerungsfrist entschieden und damit das Recht des 
Antragstellers auf rechtliches Gehör verletzt hatte.

Mit Beschluß vom 25. Juli 1991 hat das Oberlandesge­
richt den Streitwert für das Berufungsverfahren nunmehr auf 
540 DM festgesetzt (zu 1: 140 DM; zu 2; 200 DM; zu 3:
200 DM) und die Berufung wiederum als unzulässig verworfen. 
Dagegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Antrag­
stellers.

II.

Das Rechtsmittel bleibt ohne Erfolg.

1. Für die Bemessung des Wertes des Beschwerdegegen­
standes ist das Interesse des Rechtsmittelklägers maßge­
bend. Bei einem Rechtsmittel gegen die Verurteilung zu ei­
ner Auskunft richtet sich der Beschwerdewert nach dem In­
teresse des Rechtsmittelklägers, die Auskunft nicht ertei­
len zu müssen. Für die Beurteilung des Abwehrinteresses 
kommt es - von dem hier nicht vorliegenden Fall eines be-
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sonderen Geheimhaltungsinteresses abgesehen - auf den Auf­
wand an, den die sorgfältige Erteilung der Auskunft verur­
sacht (ständige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs; s. 
Senatsbeschluß vom 14. November 1990 - XII ZB 96/90 - FamRZ 
1991, 315 m.w.N.). Soweit der Rechtsmittelkläger zu einer 
Duldung - hier: der Ermittlung des Wertes seines Grund­
stücks durch einen Sachverständigen - verurteilt ist und 
sich dagegen wendet, gilt Entsprechendes. Die Kosten der zu 
duldenden Maßnahme hat der Duldungspflichtige nicht zu tra­
gen; diese fallen vielmehr dem anderen Teil zur Last, der 
den Sachverständigen beauftragt (vgl. Senatsurteil vom 
6. Mai 1982 - IVb ZR 36/81 - FamRZ 1982, 682, 684).

2. Von diesen Grundsätzen ist das Berufungsgericht zu­
treffend ausgegangen und bei der gemäß §§ 2 und 3 ZPO nach 
freiem Ermessen vorzunehmenden Bewertung des Abwehrinteres­
ses rechtlich bedenkenfrei zu dem Ergebnis gekommen, der 
Wert des Beschwerdegegenstandes liege bei 540 DM und errei­
che damit die Berufungssumme (§ 511a Abs. 1 ZPO a.F.) 
nicht.

a) Als durch die Duldung der Wertermittlung entstehende 
Kosten hat das Berufungsgericht den Verdienstausfall be­
rücksichtigt, den der Antragsteller durch einen eintägigen 
unbezahlten Urlaub hat; ihm könne nicht zugemutet werden, 
das Grundstück in seiner Abwesenheit durch einen nicht von 
ihm selbst ausgewählten Sachverständigen betreten zu las­
sen. Diese Beurteilung läßt einen Ermessensfehlgebrauch 
nicht erkennen. Ob der Verdienstausfall sich auf 140 DM 
oder, wie die sofortige Beschwerde errechnet, rund 155 DM 
beläuft, ist für die Entscheidung bedeutungslos.
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Sonstige mit der Duldung der Wertermittlung verbundene 
Kosten des Antragstellers sind, wie das Berufungsgericht 
zutreffend ausgeführt hat, nicht ersichtlich. Der Zuziehung 
eines Rechtsanwalts bedarf es nicht; der Antragsteller muß 
dem Sachverständigen nur Zutritt zu dem Grundstück gewäh­
ren, aber keine Auskünfte geben. Soweit die sofortige Be­
schwerde auf die mit dem Teilurteil verbundenen Kosten hin­
weist und weiterhin geltend macht, die Verurteilung des An­
tragstellers zur Duldung der Wertermittlung biete der An­
tragsgegnerin die Möglichkeit, durch ein Zuwarten mit der 
Beauftragung des Sachverständigen die von ihr letztlich 
nicht gewollte Ehescheidung zu verzögern, sind ihre Darle­
gungen nach den unter 1. genannten Grundsätzen für die Be­
wertung der Beschwer des Antragstellers unerheblich.

b) Soweit der Antragsteller verurteilt worden ist, An­
gaben über den Verwendungszweck von ihm aufgenommener Kre­
dite zu machen, und das Berufungsgericht den dafür erfor­
derlichen Aufwand mit 200 DM bewertet hat, räumt die sofor­
tige Beschwerde ein, daß der Aufwand nicht hoch ist. Wenn 
der Antragsteller die geforderten Angaben, wie er vorträgt, 
bereits gemacht hat, führt das nicht zu einer Erhöhung der 
Beschwer, sondern ermäßigt diese eher. Da er die Verwen­
dungszwecke der Kredite nach seinem Vortrag kennt, ist auch 
nicht ersichtlich, daß er für die ihm aufgegebene Auskunft 
anwaltlichen Rates bedarf.
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c) Die Bewertung der Beschwer durch die Verurteilung 
zur Auskunft über unentgeltliche Zuwendungen greift die so­
fortige Beschwerde nicht an.

Lohmann Portmann
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